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Zu § 51 der Verordnung:

§39

(1) Die ärztliche Feststellung, ob mit der Wiederherstellung 
der Arbeitsfähigkeit des Versicherten gerechnet werden 
kann, ist in der 18. bis 20. Woche der Arbeitsunfähigkeit

a) bei ambulanter Behandlung durch die Ärzteberatungs­
kommission,

b) bei stationärer Behandlung durch den Leiter der statio­
nären Einrichtung

zu treffen und im weiteren Verlauf der Arbeitsunfähigkeit 
vierteljährlich zu wiederholen.

(2) In der 65. Woche der Arbeitsunfähigkeit ist die zustän­
dige Kreisdirektion der Staatlichen Versicherung von "der 
das Krankengeld zahlenden Stelle über das Ergebnis der letz­
ten ärztlichen Begutachtung und die eingeleiteten Maßnah­
men zur Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit schriftlich 
zu unterrichten, damit gegebenenfalls die Rentengewährung 
vorbereitet werden kann.

Zu § 59 Abs. 3 der Verordnung:

§40

Die Notwendigkeit der Freistellung von der Arbeit bzw. 
zur Unterbrechung der Berufstätigkeit zur Pflege des Kindes 
oder die für das Kind angeordnete Quarantäne ist vom Arzt 
entsprechend dem ärztlichen Befund bis zu höchstens 7 Ka­
lendertagen zu bescheinigen. Nach ärztlicher Untersuchung 
und Überprüfung des Befundes kann eine Verlängerung der 
Arbeitsbefreiung jeweils bis zu 7 weiteren Kalendertagen er­
folgen. Die Beurteilung der Notwendigkeit der Freistellung 
von der Arbeit bzw. Unterbrechung der Berufstätigkeit al­
leinstehender Versicherter zur Pflege erkrankter Kinder oder 
auf Grund angeordneter Quarantäne für das Kind durch die 
Ärzte erfolgt auf der Grundlage der vom Minister für Ge­
sundheitswesen erlassenen Richtlinieß

Zn § 60 Abs. 1 Buchst, e der Verordnung:

§41

Andere Versicherte, die als alleinstehend gelten, sind
1. pflichtversicherte Ehegatten von erwerbsunfähigen Rent­

nern, die nach der Art ihrer Körperbehinderung nicht in 
der Lage sind, das erkrankte Kind zu pflegen, wenn die 
Ehegatten außer der Rente des einen und den Einkünften 
des anderen Ehegatten keine sonstigen Einkünfte haben,

2. pflichtversicherte Ehegatten, die zur Pflege des erkrank­
ten Kindes von der Arbeit fernbleiben müssen, wenn der 
andere Ehegatte arbeitsunfähig und deshalb nicht in der 
Lage ist, das Kind zu pflegen. Voraussetzung ist, daß in 
dieser Zeit der pflichtversicherte Ehegatte ohne Einkünfte 
ist und der erkrankte Ehegatte
— keine Einkünfte hat oder
— vor Beginn der Arbeitsunfähigkeit monatliche Ein­

künfte bis zur Höhe des Mindestbruttolohnes für Ar­
beiter und Angestellte erzielte oder

— Krankengeld auf Grund von Arbeitsunfähigkeit wegen 
Krankheit in Höhe des ab 7. Woche der Arbeitsunfä­
higkeit im Kalenderjahr bestehenden Anspruchs er­
hält, 5

5 z. Z. gilt die Richtlinie vom 10. Dezember 1976 für die ärztliche 
Beurteilung und Bescheinigung der erforderlichen Arbeitsbefreiung 
zur Pflege erkrankter Kinder (Verfügungen und Mitteilungen des 
Ministeriums für Gesundheitswesen 1977 Nr. 1 S. 3).

3. pflichtversicherte Erziehungsberechtigte, die deshalb von 
ihren Ehegatten getrennt leben, weil ein Ehegatte oder 
beide Ehegatten die eheliche Gemeinschaft nicht fortfüh­
ren wollen,

4. pflichtversicherte Ehegatten von Strafgefangenen und Ver­
hafteten.

Zu § 63 der Verordnung:
§42

(1) Der Anspruch auf Schwangerschafts- und Wochengeld 
bleibt für Mitglieder sozialistischer Produktionsgenossen­
schaften und Mitglieder der Kollegien der Rechtsanwälte mit 
Kindern im Vorschulalter erhalten, wenn sie die versiche­
rungspflichtige Tätigkeit vor Beginn des Schwangerschafts­
urlaubs wegen Wechsel des Wohnortes beendeten und am 
neuen Wohnort keine neue versicherungspflichtige Tätigkeit 
aufgenommen werden konnte, weil für die Kinder keine 
Plätze in Kindereinrichtungen zur Verfügung gestellt werden 
können.

(2) Der Anspruch auf Schwangerschafts- und Wochengeld 
bleibt für Handwerker, selbständig Tätige und deren ständig 
mitarbeitende Ehegatten erhalten, wenn die versicherungs­
pflichtige Tätigkeit wegen der Schwangerschaft nicht bis zum 
Beginn des Schwangerschaftsurlaubs ausgeübt werden kann.

(3) Bei Totgeburten erteilt das Standesamt eine gebühren­
freie Bescheinigung über eine Totgeburt.

Zu § 66 Abs. 1 Buchst, b der Verordnung:

§43

Verwitwete und geschiedene Mütter, deren Wochenurlaub 
noch während der Ehe endete, haben von dem auf den Todes­
tag des Ehemannes bzw. von dem auf den Scheidungstag fol­
genden Kalender- bzw. Arbeitstag an Anspruch auf Mütter­
unterstützung, wenn sie nach dem Wochenurlaub von der 
Arbeit freigestellt wurden, weil ihrem Antrag auf Bereitstel­
lung eines Krippenplatzes nicht entsprochen werden konnte 
und auch zum Zeitpunkt der Antragstellung auf Mütterunter­
stützung noch kein Krippenplatz zur Verfügung steht. Das 
gilt sinngemäß für verheiratete Mütter, deren Ehemann ein 
Direktstudium erst nach der Freistellung der Mutter von der 
Arbeit wegen Nichtbereitstellung eines Krippenplatzes auf­
nimmt.

Zu § 69 Abs. 2 der Verordnung:

§44

Soweit sozialistische Produktionsgenossenschaften, koope­
rative Einrichtungen bzw. Kollegien der Rechtsanwälte für 
die Versicherten eine der Lohnsteuer entsprechende Abgabe 
zu entrichten haben, ist diese Abgabe für die Einkünfte aus 
dieser Aushilfstätigkeit als Pauschalbetrag in Höhe von 10 %, 
von sozialistischen Produktionsgenossenschaften der Land­
wirtschaft und kooperativen Einrichtungen (außer Erwerbs­
gartenbau) in Höhe von 2% zu entrichten. Aus diesen Aus­
hilfstätigkeiten entsteht kein Anspruch auf Erholungsurlaub.

Zu § 74 der Verordnung:
§45

Der vorübergehenden Unterbrechung der Berufstätigkeit 
wird die vorübergehende Unterbrechung eines Direkt- bzw. 
Forschungsstudiums, einer planmäßigen Aspirantur bzw. 
eines Lehrverhältnisses gleichgestellt.


